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Ausschuss für Recht, Wirtschaft und Arbeit am 16.09.2020 
Putzstunde in den Nürnberger Clubs flexibel handhaben 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN vom 17.02.2020 
 
Sachbericht 
 
I. Rechtslage 
 
 In Bayern gilt seit der Gesetzesänderung im Jahr 2004 für Gaststättenbetriebe nach  

§ 7 BayGastV lediglich eine Sperrzeit von 05.00 – 06.00 Uhr. Gem. § 8 BayGastV können die 
Gemeinden allgemein (Abs. 1) oder auch für einzelne Betriebe (Abs. 2) den Beginn der Sperr-
zeit vorverlegen, die Sperrzeit aufheben oder das Ende der Sperrzeit hinausschieben. Voraus-
setzung hierfür ist das Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher Ver-
hältnisse, die von der Gaststättenbehörde sorgfältig geprüft und ausreichend belegt werden 
müssen.  
 
Ein öffentliches Bedürfnis ist gegeben, wenn hinreichende Gründe vorliegen, dass die abwei-
chende Regelung, hier eine Sperrzeitverschiebung oder -aufhebung, im Interesse und Bedarf 
der Allgemeinheit, also weiter Bevölkerungskreise, ist. Ein Interesse einzelner Bevölkerungs-
gruppen oder der Gaststättenbetreiber begründet kein öffentliches Bedürfnis. Das öffentliche 
Bedürfnis oder die besonderen örtlichen Verhältnisse für eine Sperrzeitverschiebung oder -auf-
hebung setzen voraus, dass sie im Einklang mit anderen gesetzlichen Vorschriften und öffentli-
chen Belangen sind. Hierzu zählen insbesondere der Schutz der Nachbarschaft und Belange 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Dies muss in jedem Einzelfall geprüft werden. 
 
Eine generelle örtliche Ausnahmeregelung von der gesetzlich festgelegten Sperrzeitregelung 
für eine bestimmte Betriebsform, hier Clubs, würde dem gesetzlichen Regel-/Ausnahmeverhält-
nis widersprechen. Eine generelle Überprüfung der gesetzlichen Sperrzeitregelung anhand des 
Konsum- und Freizeitverhaltens der Bevölkerung, von Arbeitszeitmodellen oder selbstbestimm-
ter Lebensentwürfe liegt nicht in der Zuständigkeitskompetenz der Vollzugsbehörde sondern 
des Verordnungsgebers. 
 
In Nürnberg sind bislang keine rechtlich relevanten Gründe für ein öffentliches Bedürfnis oder 
besondere örtlichen Verhältnisse erkennbar, die eine Sperrzeitverschiebung oder –aufhebung 
begründen können. Betriebskonzepte müssen so gewählt werden, dass sie im gesetzlichen 
Rahmen betrieben werden (können). Es ist aber auch nicht erkennbar, dass die gesetzliche 
Sperrzeitregelung den Betrieb eines Clubs nicht ermöglicht. 
 
Von Betreiberseite wurde bislang kein betriebsbezogenes Bedürfnis für eine Verschiebung der 
Putzstunde bzw. Sperrzeitaufhebung/-verschiebung an das Ordnungsamt herangetragen, so 
dass kein Anlass für Verfahren nach § 8 Abs. 2 BayGastV mit dieser Zielsetzung bestand. Auch 
im Rahmen des AK Nachtbar und Nachbar, in welchem u.a. neben der Stadtverwaltung Betrei-
ber aus dem Nürnberger Nachtleben vertreten sind, wurde ein solches Anliegen bisher nicht 
vorgebracht. 
 
Aktuell haben in Nürnberg lediglich vier Speisebetriebe (McDonalds und Burger King im Haupt-
bahnhof, McDonalds Sigmundstraße, Wacht am Rhein,) Sperrzeitaufhebungen nach § 8 
BayGastV, da dort besondere örtliche Verhältnisse in den o.g. Verfahren festgestellt wurden 
und durch die Art und Lage dieser Betriebe in der Regel nur geringe Beeinträchtigungen der 
Nachbarschaft und Allgemeinheit bestehen. Für die „Wacht am Rhein“ wurden jedoch weiterge-
hende Auflagen erlassen, um die Sperrzeitaufhebung auch weiterhin begründen zu können. 
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 Sperrzeitreglung für den Club „Rakete“ 
 
Beim Club „Rakete“ wurde die Sperrzeit im Einvernehmen mit Polizei und Betreiber von 05.00 - 
06.00 Uhr auf 09.00 - 12.00 Uhr an Sonn- und Feiertagen verschoben und verlängert. Anlass 
war, dass die Polizei den räumlichen Umgriff des Betriebs als „gefährlichen Ort“ nach Polizei-
aufgabengesetz (PAG) einstufte, da dort eine Häufung von Betäubungsmitteldelikten im Zusam-
menhang mit den dort stattfindenden After-Hour-Partys zu verzeichnen war. Um die vor diesem 
Hintergrund behördlicherseits drohende Sperrzeitverlängerung zu vermeiden, wurde vom Be-
treiber in Abstimmung mit Polizei und Ordnungamt ein Maßnahmenkonzept zur Bekämpfung 
der BTM-Delikte im Club erarbeitet. Neben der Sperrzeitverschiebung und-verlängerung bein-
haltet das Konzept noch folgende Maßnahmen:  
 
- Insbesondere besteht ein Wiedereinlassverbot von Gästen, die den Betrieb verlassen, um 

auszuschließen, dass sie sich außerhalb des Betriebes mit BTM versorgen, und um den Zu-
strom von Gästen nach 5 Uhr zu reduzieren, da sich auch nach Feststellung des Betreibers 
hierunter viele Gäste befunden haben, die bereits BTM konsumiert haben. 

- Intensivierung der Eintrittskontrolle. 
- Intensivierung der Kontrolle im Betrieb durch Ordner und bessere Ausleuchtung von Prob-

lembereichen. 
- Zusammenarbeit mit der Polizei bei Verdacht auf BTM-Delikte. 
- Erteilung von Hausverboten bei BTM-Delikten im Club. 

 
 Mit der Verschiebung und Verlängerung der Sperrzeit und dem Maßnahmenkonzept wollten 

Stadt und Betreiber die After-Hour-Party abschaffen und gleichzeitig noch ausreichend Zeit für 
DJ-Konzerte gewährleisten sowie die Kontrollierbarkeit des BTM-Handels/Konsums erhöhen. 
Somit lag hier ein öffentliches Bedürfnis für die Sperrzeitverschiebung –und verlängerung vor. 
Die Entstehung von Lärmbelästigungen von Anwohnern durch die Sperrzeitverschiebung 
konnte aufgrund der Lage des Betriebs in einem industriegeprägten Bereich nahezu ausge-
schlossen werden. 
 
Durch das Konzept konnte die Situation im Club und in dessen Umfeld verbessert werden. Es 
ist insoweit also kein allgemeiner Pilotversuch einer Sperrzeitverschiebung zur Belebung der 
Clubszene und kann daher nicht generell auf die anderen Clubs in Nürnberg ausgeweitet oder 
übertragen werden. Vielmehr kommt eine Sperrzeitverschiebung oder gar Aufhebung nur in ver-
gleichbaren Einzelfällen unter Einbindung der Polizei in Betracht. Anderenfalls bestünde viel-
mehr die Gefahr, dass neue Probleme - insbesondere für die Clubs - verursacht werden (z.B. 
Lärmproblematik). Die Stadt Nürnberg würde sich also so auch eines effektiven Steuerungsin-
strumentes berauben; ganz unabhängig davon, ob man Sperrzeiten ausweiten oder einschrän-
ken müßte/wollte.  

 
 München 
 
 Die Situation in München stellt sich demgegenüber anders dar, da dort entsprechende Initiati-

ven von den Betreibern selbst immer wieder ausgehen und ein entsprechendes Bedürfnis für 
Vergünstigungen geltend gemacht wird. Erst hierdurch wird das Verfahren bei der Gaststätten-
behörde angestoßen. Eventuelle Sperrzeiterleichterungen werden jedoch nur aufgrund einge-
hender Einzelfallbewertungen und nicht generell bewilligt. Diese Sperrzeitentscheidungen ent-
stammen insoweit keinem von der Stadtverwaltung München beschlossenen „Sperrzeitkonzept“ 
bzw. „Projekt“, sondern beruhen auf den konkreten Gegebenheiten und Bedürfnissen des 
Münchner Nachtlebens. Insgesamt hat die Stadt München aktuell bezüglich 50 Betrieben (aus-
schließlich Discothekenbetriebe) Anordnungen hinsichtlich der „Putzstunde“ nach § 8 Abs. 2 
BayGastV (z.B. Aufhebung, Verschiebung) getroffen. Diese Anordnungen sind stets auf Einzel-
fallentscheidungen zurückzuführen, die nur nach intensiver Überprüfung von Lärmschutz und 
nach Abstimmung mit der Polizei ergehen. Die Sperrzeitanordnungen werden stets monatlich 
befristet, um diesbezüglich „flexibel“ auf eventuelle negative Entwicklungen reagieren zu kön-
nen. 
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 Ergebnis 
 

- Eine Sperrzeitverschiebung oder -aufhebung darf nur gewährt werden, wenn ein öffentliches 
Bedürfnis oder besondere örtliche Verhältnisse vorliegen. § 8 BayGastV eröffnet keine Mög-
lichkeit für eine generelle Ausnahmeregelung für eine Betriebsart.  

- In Nürnberg sind bislang kein öffentliches Bedürfnis und keine besonderen örtlichen Verhält-
nisse erkennbar, die eine Sperrzeitverschiebung oder –aufhebung begründen können.  

- Die Sperrzeitregelung für den Club „Rakete“ ist eine betriebsspezifische Regelung zur Redu-
zierung von BTM-Handel- und Konsum im Rahmen eines Maßnahmenkonzeptes.  

- Die Thematik kann aber im AK Nachtbar und Nachbar weiter behandelt werden, um den Be-
darf für derartige Sperrzeiterleichterungen auf der Betreiberseite nochmals zu prüfen. 
Ebenso wie in München könnten konkrete Verfahren nach § 8 BayGastV jedoch nur auf An-
trag eingeleitet und nur monatlich befristet bewilligt werden. 

 
 
II. OA/L   i.V. gez. Pollack 
 
 
Nürnberg, 13.08.2020 
Ordnungsamt 
i.A.   gez. Madeja (5320) 


